
n"1f339 der Beilagen zu den Stenographischen Protokolten 
... "es Nationalrates XVlll. Gesetzgebungsperiode 

Nr. 40951J 
.15. Jan. 1993 ANFRAGE 

der Abgeordneten Stoisits, Freunde und Freundinnen 

an den Bundesminister für Inneres 

betreffend die Verletzung des Hausrechts des Vereins "Netzwerk gegen 
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau - Bezirk Baden", begangen durch Beamte der 
niederösterreichischen Gendarmerie in der Nacht vom 5. zum 6.10.1992. 

Präambel 

Nach Art. 8 MRK hat jedermann einen Anspruch auf Achtung seines Privat- und 
Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. 
Das Gesetz vom 27.10.1862 zum Schutze des Hausrechts (kurz: "Hausrechtsgesetz") 
legt fest, daß eine Hausdurchsuchung, d.i. die Durchsuchung der Wohnung oder 
sonstiger zum Hausanwesen gehöriger Räumlichkeiten, nur Kraft eines mit Gründen 
versehenen richterlichen Befehls unternommen werden darf. 
Diese beiden gesetzlichen Bestimmungen, die Verfassungsrang genießen, gehören zu 
den elementaren Grundregeln einer demokratischen Gesellschaft. 
Sie wurden jedoch in jüngster Zeit immer wieder von Organen der Exekutive verletzt. 
So fand in der Nacht vom 5. auf den 6.10.1992, von ca. 23.30 bis 2 Uhr früh, in den 
Räumen des Vereins "Netzwerk gegen Arbeitslosigkeit und Sozialabbau - Bezirk 
Baden", 2552 Hirtenberg, Anton Keller-Gasse 1, eine Hausdurchsuchung statt. 
Dieses Arbeits- und Wohnprojekt wurde mit Unterstützung der Erzdiözese Wien, des 
Stiftes Melk, der Volkshilfe Niederösterreich und des Justizministeriums erichtet und 
dient als Wohnraum für finanziell schwache Personengruppen in- und ausländischer 
Herkunft. 

In den Räumlichkeiten befindet sich insbesondere das sogenannte "Wohnnest für 
Jugendliche". Im Rahmen dieses Projekts sind vier Jugendliche, die allesamt eine 
Lehre aufgenommen haben, untergebracht. Die Ju7gendlichen haben eine 
Gemeinschaftsküche und sind durch ihre Sachwalterin dem Verein anvertraut. 
Die Gendarmeriebeamten umstellten gegen 23.30 Uhr das Vereinsgebäude und 
begehrten Einlaß. Sie behaupteten, sie hätten den Auftrag "gemäß dem 
Fremdenpolizeigesetz" , die Unterkünfte zu "überprüfen". 
Mit Ausnahme der Personen, welche von den Beamten - offenbar primär nach dem 
äußeren Erscheinungsbild - als Inländer qualifiziert wurden, wurde von allen im 
Hause anwesenden Personen die Herausgabe der Reisepässe, der Vorweis von 
Aufenthaltsbeechtigungen und Meldezttel verlangt. 
Die Beamten hatten einen Computerausdruck aller im Hause gemeldeten Personen 
dabei. 
Der die Amtshandlung leitende Beamte ist dem Gendarmerieposten Hirtenberg 
zugeteilt. 
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Die einschreitenden Beamten standen vermutlich mit dem Flüchtlingslager 
Traiskirchen in Funkkontakt und fragten dort nach, um den Status der Asylwerber zu 
erheben. 

Die Räumlichkeiten (Wohn- und Schlafräume sowie allgemein zugängliche 
Aufenthaltsräume, , insbesondere der Tischtennisraum und die gemeinsame Küche) 
wurden systematisch durchsucht. Der Zweck der Maßnahme bestand offenbar darin, 
nach ausländischen Staatsangehörigen angeblich illegalen Aufenthalts zu suchen. 

Die Gendarmeriebeamten wiesen keinen richterlichen Hausdurchsuchungsbefehl vor, 
sondern nur ein Papier nicht nachvollziehbarer Qualität, aus welchem sinngemäß 
hervorging, daß sogenannte Fremdenunterkünfte zwischen 22 Uhr und 2 Uhr früh 
kontrolliert werden können. 

Bei diesem papier handelte es sich offenbar um einen Erlaß oder eine 
Dienstanweisung des Landesgendarmeriekommandos für Niederösterreich. 

Der Obmann des Vereins Netzwerk, Pater Kar! Helmreich, protestierte vergebens 
gegen die Vorgangsweise der Beamten, insbesondere dagegen, daß eine derartige 
Amtshandlung zu so später Stunde durchegeführt wurde, obwohl die dem verein 
angehörenden Jugendlichen berufstätig sind und bereits die Nachtruhe eungetreten sei. 
Die Proteste waren jedoch fruchtlos; die Beamten waren nicht bereit, von ihrer 
Amtshandlung abzulassen und das Gebäude zu verlassen. Sie traten dabei, wie Pater 
Helmreich berichtet, mit "erheblicher Vehemenz" auf, sodaß ihnen nicht Einhalt zu 
gebieten war. 

In Sorge um die demokratischen Freiheiten stellen daher die unterfertigten 
Abgeordneten stellen daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Hausdurchsuchungen dürfen nur vorgenommen werden, wenn diese gesetzlich 
vorgesehen sind. Aufgrund welcher gesetzlichen Bestimmung wurde die 
gegenständliche Hausdurchsuchung durchgeführt? 

2. Wer hat die Hausdurchsuchung im Gebäude des Vereins Netzwerk gegen 
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau am 5.16.10.1992 angeordnet? 

3. Aus welchen Gründen ist dies geschehen? 

4. Warum wurde die Aktion während der Nachtzeit durchgeführt? 

5. Wurden während der Hausdurchsuchung illegal in Österreich lebende 
AusländerInnen angetroffen? 
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6. Wenn ja, aus welchen Gründen war ihr Status illegal? (Ablehnung des 
Asylantrages, Ablehnung der Erteilung eines Sichtvermerkes, illegale Einreise 
usw.) 

7. Was ist in diesem Falle weiter mit ihnen geschehen? Wurden sie in Schubhaft 
genommen? Erhielten sie Rechtsbeistand? 

8. Bei Verneinung von Frage 4: Wurde angesichts der Erfolglosigkeit der Aktion 
vom Bewhördenleiter gegenüber dem Inhaber des Hausrechts, nämlich dem 
Verein Netzwerk vertreten durch seinen Obmann Pater Kar! Helmreich, eme 
formelle Entschuldigung für das nächtliche Eindringen ausgesprochen? 

9. Wenn nein: warum ist dies nicht geschehen? 

10. Wurde ein Protokoll über die Amtshandlung, insbesondere über allenfalls 
beschlagnahmte Gegebstände oder festgenommene Personen, angefertigt und 
eine Durchschrift dem Inhaber des Hausrechts, Pater Kar! Helmreich, 
übergeben? 

11. Wenn nein, warum ist dies nicht geschehen? 

12. Trifft es zu, daß in dieser Sache eine Bescherde des Vereins Netzwerk gegen 
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau - Bezirk Baden, vertreten durch Rechtsanwalt 
Dr. Herbert Pochieser, gegen die BH Baden beim Unabhängigen 
Verwaltungssenat für das Bundesland Niederösterreich gemäß Art 129 a Abs. 1 
Z 2 B-VG anhängig ist? 

13. War dem Bundesministerium für Inneres im voraus bekannt, daß diese Aktion 
stattfinden sollte? Wenn ja, welcher Dienststelle war dies bekannt? 

14. Wenn ja, warum wurde die Aktion vom Bundesminister für Inneres genehmigt? 

15. Wenn ja, in welcher Form ist dies geschehen? (Telefonisch, schriftlicher Befehl, 
mündliche Absprache, sonstiges?) 

16. Wenn nein, wann wurde dann das Bundesministerium für Inneres bzw. der 
Bundesminister selbst davon in Kenntnis gesetzt, daß diese Hausdurchsuchung 
stattgefunden hat? 

17. Hat der Bundesminister in diesem Falle, angesichts des Umstandes, daß die 
Hausdurchsuchung zu keinerlei Ergebnis außer der Störung der Nachtruhe und 
des Hausfriedens geführt hatte; weiter angesichts der Tatsache, daß das Arbeits­
und Wohnprojekt des Vereins Netzwerk eine angesehene, von kirchlichen und 
staatlichen Stellen unterstützte Einrichtung ist, gegenüber dem Verinsobmann 
Pater Karl Helmreich eine offizielle Entschuldigung ausgesprochen? 

18. Wenn ja, in welcher Form ist dies geschehen? 

19. Wenn nein, warum ist dies nicht geschehen? 
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Bei Verneinung von Frage 13: Hat 
Hausdurchsuchung verantwortlichen 
eingeleitet? 

der Bundesminister gegen die für die 
Beamten ein Disziplinarverfahren 

21. Wenn ja: Was war sein Ergebnis? Wenn nein: Warum ist dies nicht geschehen? 

22. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um in Zukunft Übergriffe dieser Art 
zu vermeiden? 

23. Haben Sie vor, auf diese Art und Weise Vereine und Organisationen, die in der 
Ausländerberatung und -betreuung tätig sind und sich um das Wohl von 
Ausländt!r/innen kümmern, unter Anwendung des § 50 FrO einzuschüchtern? 
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